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A.  INFORMATIONEN FÜR ARBEITNEHMER UND STEUERZAHLER 

 

1. Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 

Um einen gerechten und gleichmäßigen Steuervollzug zu gewährleisten, wurde das Gesetz 

zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens zum 01.01.2017 in Kraft gesetzt. Die 

technische Umsetzung des Gesetzes soll 2022 abgeschlossen werden. 

Neuerungen zur Abgabe von Steuererklärungen 

Die Abgabefrist von Jahressteuererklärungen wurde neu gefasst. Bei der 

Einkommensteuererklärung 2019 endete sie bei unberatenen Steuerpflichtigen am 

31.07.2020, bei Steuerpflichtigen mit Steuerberater endet sie am 28.02.2021. Inwiefern die 

Fristen durch die Corona-Krise im Jahr 2021 durch die Finanzministerien verlängert werden, 

kann derzeit noch nicht abgeschätzt werden. 

Vor Fristende können Vorabanforderungen bei beratenen Steuerpflichtigen erfolgen. 

Beispiel: verspätete Abgabe im Vorjahr. Nach einer Vorabanforderung (frühestens ab 31.07.) 

wird die Erklärungsfrist auf 4 Monate verkürzt. Von diesem Instrument macht die 

Finanzverwaltung seit 2019 im Rahmen von Kataloggründen Gebrauch: verspätete 

Abgabe/Nichtabgabe im vorangegangenen Besteuerungszeitraum, nachträgliche 

Vorauszahlungen für den vorangegangenen Besteuerungszeitraum, herabgesetzte 

Vorauszahlungen außerhalb einer Veranlagung sowie hohe Abschlusszahlung für den 

vorangegangenen Veranlagungszeitraum. Das Gesetz sieht in einem späteren Schritt auch 

die Vorabanforderung durch automationsgestützte Zufallsauswahl sowie die Einführung 

eines Kontingentierungsverfahrens vor. In Rheinland-Pfalz sollen die beiden Letztgenannten 

derzeit nicht zur Anwendung kommen. 

Fristüberschreitung bedeutet automatisch Verspätungszuschlag. Dieser beträgt für jeden 

angefangenen Monat 0,25 % der um die Vorauszahlungen und die anzurechnenden 

Steuerabzugsbeträge verminderten Steuer. Der monatliche Mindestverspätungszuschlag 

beträgt EUR 25,00. Es gibt eine Ermessensfestsetzung, wenn das Finanzamt eine Steuer 

auf EUR 0,00 oder eine Steuererstattung festsetzt. Diese einzigen Rückausnahmen sind: 

Fristverlängerung nach § 109 AO, festgesetzte Steuer EUR 0,00, festgesetzte Steuer 

geringer als Vorauszahlungen zzgl. Steuerabzugsbeträge. Eine Fristverlängerung ist nur 

noch auf Ausnahmefälle beschränkt. 

 

 







https://www.arbeitsagentur.de/weiterleitung/1478919639564
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Der Materialanteil bzw. die Lieferung von Waren gehört nicht zu den begünstigten 

Aufwendungen. Die Arbeitskosten, einschließlich der in Rechnung gestellten Maschinen- und 

Fahrtkosten, sind begünstigt. Die Umsatzsteuer ist, je nachdem, auf welchen Posten sie sich 

bezieht, abzugsfähig oder nicht abzugsfähig (Aufteilung). 

Barzahlungen sind nicht begünstigt. Dies gilt auch für Abschlagszahlungen. Eine Ausnahme 

gibt es hier: Zahlungen im Zusammenhang mit einer geringfügigen Beschäftigung können 

steuerlich unschädlich auch in bar geleistet werden.  

 
Für die Berücksichtigung der Steuerermäßigung im jeweiligen Kalenderjahr kommt es 

grundsätzlich auf den Zeitpunkt der Zahlung an. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, 

dass eine Zahlung, die über dem Höchstbetrag liegt, verloren geht. Eine Anrechnung des 

übersteigenden Betrages kann nicht im folgenden Jahr nachgeholt werden. Wenn man in 

einem Jahr keine Steuern zahlt, weil die Einkünfte zu gering sind, kann man auch den 

Steuervorteil nicht nutzen. Die Vergünstigung geht dann komplett verloren. 

 

b) Haushaltshilfe Minijob § 35a Abs. 1 EStG 

Für Arbeitsverhältnisse in Privathaushalten mit Arbeitsentgelt bis EUR 450,00 pro Monat wird 

in der Regel das sogenannte Haushaltsscheckverfahren angewendet. Der Arbeitnehmer wird 

bei der Bundesknappschaft angemeldet.  

 

c) Haushaltsnahe Dienstleistung 

Der § 35a Abs. 2 EStG fasst mehrere Tatbestände zusammen, die sich einen gemeinsamen 

Aufwendungshöchstbetrag von EUR 20.000,00 teilen. Dies entspricht einer 

Steuerermäßigung von EUR 4.000,00 (EUR 20.000,00 x 20 %). 

 

Zum einen sind haushaltsnahe sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 

begünstigt. Begünstigt sind auch Pflege- und Betreuungsleistungen. Ein bestimmter 

Schweregrad der Pflegebedürftigkeit wird vom Gesetz nicht gefordert.  

 

Ferner sind haushaltsnahe Dienstleistungen begünstigt, die keine Handwerkerleistungen 

darstellen. Die Handwerkerleistungen sind gemäß § 35a Abs. 3 EStG nur mit einem 

Aufwendungshöchstbetrag von EUR 6.000,00 bzw. einer Steuerermäßigung von 

EUR 1.200,00 begünstigt. 

 

Es ergibt sich hier wegen der unterschiedlichen Höchstbeträge die Notwendigkeit der 

Abgrenzung zwischen haushaltsnahen Dienstleistungen und Handwerkerleistungen. Die 

Rechtsprechung hat sich mit den Abgrenzungsfragen befasst. Hiernach sind Maler- und 

Tapezierarbeiten als Handwerkerleistungen einzuordnen. Es gilt folgender allgemeiner 
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12.  Häusliches Arbeitszimmer 

 

Die Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer können vollständig geltend gemacht werden, 

wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen 

Tätigkeit bildet und kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht.  

 

Für die übrigen Fälle, in denen das Arbeitszimmer nicht der Mittelpunkt der gesamten 

betrieblichen und beruflichen Tätigkeit ist, sind nachstehende Fallgruppen zu beachten. Der 

Kostenabzug ist auf EUR 1.250,00 begrenzt. Bei einer nicht ganzjährigen Nutzung des 

häuslichen Arbeitszimmers ist nicht zeitanteilig zu kürzen. Der Arbeitnehmer hat die 

Beweislast, dass kein anderer Arbeitsplatz für die berufliche Tätigkeit zur Verfügung steht. 

Dies kann er z. B. durch eine Bescheinigung seines Arbeitgebers nachweisen. Diese 

Voraussetzung dürfte in Corona-Zeiten aber regelmäßig erfüllt sein. 

 

Folgende Fallgruppen sind zu unterscheiden: 

 

Häusliches Arbeitszimmer  

 
Steht ein anderer Arbeitsplatz zur 

Verfügung? 
 
 
 

Umfang der Nutzung des 
Arbeitszimmers 

 
 
 
 

 

 
Rechtsfolge für den 

Werbungskostenabzug 
 

 
Es steht ein 

anderer 
Arbeitsplatz zur 

Verfügung 
 

 
 

 

 

Ist nicht zu prüfen 
 
 
 

 
 
 
 
 

Kein 
Werbungskosten-

abzug 

 
Es steht kein 

anderer 
Arbeitsplatz zur 

Verfügung 
 

+ 
 

Kein Mittelpunkt 
der gesamten 

Tätigkeit 
 

 
 
 

Werbungskosten-
abzug auf EUR 

1.250,00 begrenzt 

 
Es steht kein 

anderer 
Arbeitsplatz zur 

Verfügung 
 

+ 
 

Mittelpunkt der 
gesamten 
Tätigkeit 

 

 
 
 

 

Voller 
Werbungskosten-

abzug  
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Ergibt sich nach dieser Prognose ein Totalgewinn über alle Jahre, werden die 

Werbungskosten ungekürzt berücksichtigt. 

 

Die Finanzverwaltung nimmt eine anteilige Kürzung der Werbungskosten auch dann vor, 

wenn es aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht möglich sein sollte, die bisherige 

Miete zu erhöhen, um die Grenze einzuhalten. Der Grund für die verbilligte Überlassung 

spielt keine Rolle. 

 

Bei der Vermietung an Angehörige (z. B. Eltern, Kinder und Geschwister) ist zusätzlich 

darauf zu achten, dass der Mietvertrag einem Fremdvergleich standhält und auch tatsächlich 

vollzogen wird. Dabei ist auf regelmäßige Mietzahlungen zu achten. Auch sollte bei 

verbilligter Überlassung darauf geachtet werden, dass die Betriebskostenabrechnung erstellt 

und die sich daraus ergebende Nachzahlung bzw. Erstattung ausgeglichen worden ist. Sonst 

besteht die Gefahr, dass das Mietverhältnis als solches insgesamt nicht anerkannt wird.  
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Um den weiteren Ausschlusstatbestand vom Abgeltungsteuersatz, den Fremdvergleichs-

grundsatz, zu erfüllen, muss das Vereinbarte vor Beginn des Leistungsaustauschs klar und 

ernsthaft gewollt sein und tatsächlich durchgeführt werden, um einem Vergleich mit fremden 

Dritten standzuhalten. Hierbei spielt neben Zinssatz und den Tilgungsvereinbarungen dann 

auch wieder die Art / der Grad der Besicherung bzw. ob eine Besicherung vorliegt, eine 

Rolle.  

Als Nachweis für die Erfüllung eines Fremdvergleiches eignet sich somit insbesondere das 

Kreditangebot eines fremden Dritten, insbesondere einer Bank, um vergleichbare 

Konditionen nachweisen zu können. 

 

Auch über die vorstehende Fragestellung hinaus ist es ratsam, Verträge zwischen nahen 

Angehörigen immer schriftlich abzuschließen, denn die objektive Beweislast bei einem Streit 

mit dem Finanzamt trägt regelmäßig der Steuerpflichtige. 

 

 

18. Abgeltungsteuer bei haushaltsnahen Dienst- bzw. Handwerkerleistungen 

 

Strittig ist beim Finanzgericht Hamburg (Gerichtsbescheid vom 23.11.2017, 6 K 106/16), ob 

Steuerermäßigungen im Sinne des § 35a des Einkommensteuergesetzes (EStG) bei 

Anwendung des gesonderten Steuertarifs für Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des 

§ 32d EStG zu berücksichtigen sind. 

 

Die Klägerin erzielte im Streitjahr u. a. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sowie 

darüber hinaus Kapitalerträge. In ihrer Steuererklärung für das Streitjahr machte die Klägerin 

zudem Aufwendungen für sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen im Privathaushalt 

und diverse haushaltsnahe Dienstleistungen geltend. Sie beantragte die Günstigerprüfung 

für sämtliche Kapitalerträge sowie eine Überprüfung des Steuereinbehalts für bestimmte 

Kapitalerträge. 

 

Das Finanzamt veranlagte die Klägerin erklärungsgemäß mit Ausnahme der 

Berücksichtigung von Steuerermäßigungen gemäß § 35a EStG und setzte die 

Einkommensteuer fest; die Anträge auf Günstigerprüfung seien geprüft worden und es habe 

sich ergeben, dass die Besteuerung nach dem allgemeinen Tarif nicht günstiger sei. 

 

Daraufhin legte die Klägerin Einspruch ein mit dem Begehren, den Ermäßigungsbetrag nach 

§ 35a EStG bei der Berechnung der festzusetzenden Einkommensteuer im Wege der 

Kürzung zu berücksichtigen. 

 

https://dejure.org/gesetze/EStG/35a.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/32d.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/35a.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/35a.html


https://dejure.org/gesetze/EStG/35a.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/35a.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/35a.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/32d.html




http://www.gesetze-im-internet.de/estdv_1955/__50.html
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23.  Aufhebung der Grunderwerbsteuer bei Rückabwicklung eines 

Grundstückskaufs  

 

Gemäß § 16 Abs. 2 GrEStG wird die Grunderwerbsteuer nicht festgesetzt oder die 

Steuerfestsetzung aufgehoben, wenn der Veräußerer innerhalb von zwei Jahren nach 

Entstehung der Steuer das Eigentum am veräußerten Grundstück zurückerwirbt. Aus dem 

Gesetz geht klar hervor, dass das dem Erwerbsvorgang zugrunde liegende Rechtsgeschäft 

nichtig sein muss, entweder durch Anfechtung von Anfang an oder durch Nichterfüllung der 

Vertragsbedingungen. 

 

Der BFH hat in seinem Urteil vom 19.02.2020 (II R 4/18) Stellung bezogen, wann 

Vertragsbedingungen im Sinne des § 16 Abs. 2 GrEStG als nicht erfüllt gelten. So müsse 

zivilrechtlich ein gesetzlicher oder vertraglicher Rechtsanspruch auf Rückgängigmachung 

des Grundstücksgeschäfts gegeben sein, der einseitig und gegen den Willen des anderen 

Beteiligten erzwungen werden kann. Die Durchführung der Rückabwicklung allein reicht für 

eine Aufhebung der Grunderwerbsteuer nicht aus. 

 

Im entschiedenen Fall ging es um eine tatsächliche Abweichung der im Vertrag vereinbarten 

Wohnfläche. Nach ständiger Rechtsprechung des BGH ist die vereinbarte Wohnfläche ein 

Beschaffensmerkmal und daher kann eine Abweichung einen Mangel begründen, der einen 

solchen Rechtsanspruch auslöst. Im Kaufvertrag wurde vereinbart, dass das Geschäft dann 

rückgängig gemacht werden kann, wenn ein schwerer und unbehebbarer Mangel vorliegt. 

Dies steht den Regelungen des BGB (§§ 631 ff.) nicht entgegen. 

In Anlehnung an das Mietvertragsrecht geht der BGH in seiner Rechtsprechung von einem 

schwerwiegenden Mangel aus, wenn die tatsächliche Wohnfläche zu mehr als 10 % 

zuungunsten des Käufers abweicht. Da hier die Differenz weniger als 10 % betrug, war zwar 

ein unbehebbarer, nicht aber ein schwerwiegender Mangel gegeben. Voraussetzung für 

einen Rechtsanspruch im Sinne des § 16 Abs. 2 GrEStG ist nach Auffassung des BFH 

jedoch, dass alle Tatbestände erfüllt sein müssen. Somit wurde die Klage der 

Steuerpflichtigen abgewiesen. 

  



http://www.dstv.de/download/zu-tb-031-20-de-corona-stb-infos-anhang-uebersicht
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4. Gesetzlicher Mindestlohn 

 

Der flächendeckende gesetzliche Mindestlohn erhöht sich wie folgt: 

 

Ab dem 01.01.2021 auf brutto EUR 9,50 je Zeitstunde.  

Ab dem 01.07.2021 auf brutto EUR 9,60 je Zeitstunde. 

Ab dem 01.01.2022 auf brutto EUR 9,82 je Zeitstunde. 

Ab dem 01.07.2022 auf brutto EUR 10,45 je Zeitstunde. 

 

 

5. Lohnfortzahlung bei Krankheit, Urlaub und an Feiertagen 

 

5.1 Lohnfortzahlung bei Krankheit  

 

Während der Krankheit wird das Entgelt weitergezahlt, das der Arbeitnehmer ohne die 

Arbeitsunfähigkeit bezogen hätte. Tariferhöhungen oder Arbeitszeitverkürzungen wirken sich 

auf die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall aus. Es gilt somit das Lohnausfallprinzip 

(aktuelle, gegenwartsbezogene Betrachtungsweise).  

 

In Tarifverträgen wird häufig als Berechnungsgrundlage für die Lohnfortzahlung der 

Durchschnittsverdienst festgelegt. Sobald der Stundenlohn erhöht wird, ist der 

Durchschnittswert anzupassen. Es erfolgt eine Neubewertung der Stunden des 

Durchschnittszeitraums mit dem geänderten Stundenlohn.  

Zum fortzuzahlenden Entgelt gehören auch Gefahren-, Erschwernis-, Nacht-, Sonntags- oder 

Feiertagszuschläge sowie zusätzlich zum Arbeitslohn vom Arbeitgeber gewährte 

vermögenswirksame Leistungen.  

 

Wenn ein Arbeitnehmer an einem Sonntag oder einem Feiertag hätte arbeiten müssen, 

jedoch wegen Krankheit ausfällt, muss die Lohnfortzahlung einen vereinbarten Sonntags- 

bzw. Feiertagszuschlag enthalten. Einen gesetzlichen Anspruch auf Lohnzuschlag für Sonn- 

und Feiertagsarbeit gibt es nicht. Wird er den anderen Arbeitnehmern gewährt, ist der 

Zuschlag auch dem erkrankten Arbeitnehmer zu gewähren.  

 

Überstundenvergütungen und -zuschläge, Auslagenersatz, Auslösungen, Fahrkosten-

zuschüsse sowie Schmutzzulagen finden bei der Ermittlung des Arbeitsentgeltes keine 

Berücksichtigung. 
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Gemäß § 3 Abs. 1 EFZG ist dem Arbeitnehmer das ihm bei der für ihn maßgebenden 

regelmäßigen Arbeitszeit zustehende Arbeitsentgelt fortzuzahlen. Probleme gab es in der 

Vergangenheit bezüglich der Definition von Überstunden bzw. der Festlegung der 

maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit.  

 

Klarheit schaffte hierzu ein Grundsatzurteil vom Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Danach 

müssen bei der Lohnfortzahlung regelmäßige Überstunden berücksichtigt werden. Arbeitet 

ein Arbeitnehmer mit einer gewissen Regelmäßigkeit über die tarifliche oder betriebsübliche 

Arbeitszeit hinaus, ist die individuelle regelmäßige Arbeitszeit nach dem Durchschnitt eines 

Referenzzeitraums von 12 Monaten vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit zu bestimmen. Wenn 

das Arbeitsverhältnis bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit weniger als 12 Monate bestanden 

hat, ist der gesamte Zeitraum maßgebend.  

 

Der Arbeitgeber trägt die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass in diesem Zeitraum 

Überstunden geleistet wurden, die zu einer Minderung der durchschnittlichen maßgebenden 

regelmäßigen Arbeitszeit führen.  

 

5.2 Lohnfortzahlung bei Urlaub  

 

Das Urlaubsentgelt ist die Lohnfortzahlung während des Urlaubs. Hierauf besteht ein 

gesetzlicher Anspruch. Das Urlaubsentgelt wird als laufender Arbeitslohn behandelt. Folglich 

gibt es keine Besonderheiten bei der Berechnung der Lohnsteuer und der 

Sozialversicherungsbeiträge.  

Gemäß § 11 Abs. 1 Bundesurlaubsgesetz bemisst sich das Urlaubsentgelt nach dem 

durchschnittlichen Arbeitsverdienst, das der Arbeitnehmer in den letzten 13 Wochen vor dem 

Beginn des Urlaubs erhalten hat. 
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Wenn bei der Berechnung des Fortzahlungsanspruchs Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- 

und Nachtarbeit berücksichtigt wurden, können diese nicht wie der gezahlte Zuschlag steuer- 

und beitragsfrei bleiben. Steuerfreiheit kommt in bestimmten Grenzen nur für tatsächlich 

geleistete Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit in Betracht.  

 

Für einen Gehaltsempfänger ergeben sich durch einen Feiertag keine Besonderheiten. Wer 

feste Bezüge ohne Rücksicht auf die Zahl der Arbeitsstunden erhält, hat infolge eines 

Feiertags keinen Verdienstausfall. Bei Gehaltsempfängern wird das Gehalt an den 

Feiertagen weitergezahlt.  

 

Kein Anspruch auf Bezahlung des Feiertags besteht, wenn die Arbeit aus anderen 

Gründen, z. B. wegen eines Arbeitskampfes oder aus witterungsbedingten Gründen, 

ausgefallen wäre. Gemäß § 2 Abs. 3 EntgFG hat ebenfalls derjenige keinen Anspruch auf 

Bezahlung für den Feiertag, der am letzten Arbeitstag vor oder am ersten Arbeitstag nach 

einem Feiertag unentschuldigt nicht zur Arbeit erschienen ist.  

 
Bei Kurzarbeit gibt es eine Sonderregelung im § 2 Abs. 2 EntgFG. 

 

 

  



 51 

6. Steuerliche Behandlung von Sachzuwendungen 

 

Bei der steuerlichen Beurteilung von Sachzuwendungen unterscheidet man grundsätzlich 

zwischen Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde bzw. sonstige Nichtarbeitnehmer und den 

Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer. 

Unter Sachzuwendungen fallen Geschenke, die ohne rechtliche Verpflichtung und ohne 

Erwartung einer Gegenleistung zugewendet werden. Geldgeschenke fallen nicht hierunter. 

Bei Geschenken gelten besondere Aufzeichnungspflichten. Wird diese 

Aufzeichnungspflicht nicht erfüllt, ist ein Abzug der Aufwendung und der darin enthaltenen 

Vorsteuer nicht zulässig. 

 

6.1 Sachzuwendungen an Arbeitnehmer 

6.1.1 Sachzuwendungen aus besonderem Anlass 

 

Hierunter fallen Gelegenheitsgeschenke wie z. B. Blumen und Bücher, die vom Arbeitgeber 

dem Arbeitnehmer oder seinen Angehörigen aus besonderem persönlichem Anlass (z. B. 

Geburtstag, Heirat, Geburt eines Kindes) gewährt werden. Diese Geschenke sind 

lohnsteuer- und beitragsfrei, sofern sie den Wert i. H. v. EUR 60,00 einschließlich 

Umsatzsteuer nicht übersteigen. 

Übersteigt der Wert der Sachzuwendung diese Freigrenze, so ist diese Zuwendung in 

vollem Umfang steuer- und beitragspflichtig. 

Die Freigrenze i. H. v. EUR 60,00 ist kein Jahresbetrag, sondern kann unter Umständen 

mehrfach im Jahr oder gar mehrfach im Monat ausgeschöpft werden (z. B. Sachgeschenke 

zum Namenstag, Geburtstag, zur Verlobung oder zur Einschulung des Kindes). 

 

 

6.1.2 Sachzuwendungen ohne besonderen Anlass 

 

Ohne besonderen Anlass kann der Arbeitgeber monatlich Sachbezüge bis zu EUR 44,00 

einschließlich Umsatzsteuer seinen Mitarbeitern lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei 

gewähren. Diese Sachzuwendung existiert zusätzlich zu der Sachzuwendung aus 

besonderem Anlass.  

In die Ermittlung des geldwerten Vorteils sind nach Auffassung des BFH Versand- und 

Verpackungskosten mit einzubeziehen, wenn die Ware direkt zum Arbeitnehmer nach Hause 

geliefert wird. Es sind jedoch strenge Vorgaben zu beachten. Unter diese Sachzuwendungen 

fallen bspw. Tank- und Geschenkgutscheine sowie Jobtickets. 
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6.1.3 Pauschalierung der Lohnsteuer für Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer 

 

Nach § 37b Abs. 2 EStG kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer für Sachzuwendungen an 

eigene Arbeitnehmer, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden 

(z. B. Geschenke, die die Freigrenzen übersteigen), bis zu einem Höchstbetrag von EUR 

10.000,00 mit 30 % pauschal besteuern (zuzüglich Solidaritätszuschlag und pauschaler 

Kirchensteuer). Die Pauschalierung wird also nur in den Fällen zugelassen, in denen die 

Sachzuwendungen zusätzlich zu dem ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. 

Hinsichtlich der Sozialversicherung ist keine Pauschalierung möglich. Im Falle des 

Überschreitens der Freigrenze besteht Sozialversicherungspflicht.  

 

Sachbezüge, die im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers 

gewährt werden (z. B. Aufmerksamkeiten), und steuerfreie Sachbezüge (z. B. Gesundheits-

förderung) unterliegen von vornherein nicht der Pauschalbesteuerung.  

 

Auch Sachzuwendungen an ausländische Arbeitnehmer, die in Deutschland nicht 

steuerpflichtig sind, sind nicht in die Pauschalierungsvorschrift einzubeziehen. 

 

Die Pauschalierung nach § 37b EStG ist zudem ausgeschlossen, wenn der Sachbezug nach 

§ 40 Abs. 2 EStG pauschal mit 15 % oder 25 % besteuert werden kann. 
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Geschenks die Vermutung besteht, dass die Freigrenze bei dem einzelnen Empfänger im 

Wirtschaftsjahr nicht überschritten wird. 

 

Nur wenn die vorgenannten Voraussetzungen erfüllt sind, sind die Aufwendungen für ein 

Geschenk als Betriebsausgabe abzugsfähig. 

 

 

6.2.1.2 Pauschalierungsmöglichkeit, mit der der Zuwendende die Einkommensteuer 

            des Beschenkten pauschal übernehmen kann 

 

Der Zuwendende hat die Möglichkeit einer Pauschalierung mit einem Pauschalsteuersatz 

von 30 % + Solidaritätszuschlag + Kirchensteuer (§ 37b EStG). 

Die Pauschalierung nach § 37b Abs. 1 EStG findet Anwendung bei Geschenken, aber auch 

bei Sachzuwendungen, die zusätzlich zur ohnehin erbrachten Leistung oder Gegenleistung 

erbracht werden. Damit werden sämtliche Sachzuwendungen von der 

Pauschalierungsmöglichkeit erfasst, unabhängig davon, ob der Zuwendende die 

Geschenkaufwendung nach den oben dargestellten Grundsätzen als Betriebsausgabe 

abziehen darf. Die Pauschalsteuer ist als Betriebsausgabe nur dann abziehbar, wenn der 

Schenker die Sachzuwendung in vollem Umfang nach den oben genannten Grundsätzen 

(insbesondere unter Berücksichtigung der 35,00-EUR-Grenze) als Betriebsausgabe 

abziehen kann. 

 

Von § 37b EStG werden nur solche Zuwendungen erfasst, die betrieblich veranlasst und die 

beim Empfänger dem Grunde nach zu steuerbaren und steuerpflichtigen Einkünften führen. 

Als Bemessungsgrundlage für die Pauschalierung wird auf die tatsächlichen Kosten des 

Zuwendenden einschließlich Umsatzsteuer abgestellt. 

Für Zuwendungen, die nicht in die Bemessungsgrundlage des § 37b EStG einzubeziehen 

sind, hat der Zuwendende neben den für den Betriebsausgabenabzug bestehenden 

Aufzeichnungspflichten zusätzlich durch geeignete Aufzeichnungen darzulegen, dass diese 

Zuwendungen beim Empfänger nicht steuerbar und steuerpflichtig sind. Die Empfänger der 

Zuwendungen müssen auf Verlangen der Finanzbehörde genau benannt werden können. 

Die Pauschalierung kann nicht angewandt werden, soweit die Aufwendungen je Empfänger 

und Wirtschaftsjahr insgesamt den Bruttobetrag von EUR 10.000,00 übersteigen oder wenn 

die Aufwendungen für die einzelne Zuwendung den Betrag von EUR 10.000,00 übersteigen. 
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Beispiel: 

Erhält ein Geschäftsfreund drei Zuwendungen von je EUR 4.000,00, ist die Pauschalierung 

nicht nur auf die ersten beiden Zuwendungen anwendbar, sondern auch die Hälfte der 

Aufwendungen für die dritte Zuwendung muss in die Pauschalbesteuerung einbezogen 

werden. Erhält ein Geschäftsfreund jedoch eine Zuwendung im Wert von EUR 12.000,00, ist 

die Pauschalierung auf diese Zuwendung insgesamt nicht anwendbar. 

Zu beachten ist, dass das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der 

Einkommensteuer einheitlich für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gegenüber Dritten 

gewährten Zuwendungen auszuüben ist. Dies verlangt eine einheitliche Handhabung für alle 

betrieblich veranlassten Zuwendungen, die zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung 

oder Gegenleistung erbracht werden, aber auch alle Geschenke unterhalb der 35,00-EUR-

Freigrenze. Lediglich Sachzuwendungen, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

EUR 10,00 nicht übersteigen, sind als Streuwerbeartikel anzusehen und fallen daher nicht in 

den Anwendungsbereich der Vorschrift. Gleiches gilt für die Teilnahme an geschäftlich 

veranlassten Bewirtungen. 

Macht der Schenker von der Pauschalierung Gebrauch, ist er verpflichtet, den Beschenkten 

hierüber zu unterrichten. 

Durch eine zum 01.01.2009 in Kraft getretene Änderung der 

Sozialversicherungsentgeltverordnung sind gemäß § 37b EStG pauschal besteuerte 

Sachleistungen an Arbeitnehmer von Geschäftsfreunden auch von der Beitragspflicht zur 

Sozialversicherung freigestellt, soweit die Arbeitnehmer nicht Arbeitnehmer eines mit dem 

Zuwendenden verbundenen Unternehmens sind. 

 

 

6.2.2  Versteuerung auf der Seite des Zuwendungsempfängers 

Oberhalb der 10,00-EUR-Grenze sind die Zuwendungen grundsätzlich als geldwerte Vorteile 

zu versteuern. Eine Ausnahme hiervon gilt, wenn der Schenker von der Möglichkeit der 

Pauschalbesteuerung Gebrauch gemacht hat. Durch die Pauschalversteuerung wird der 

Zuwendungsempfänger aus der Steuerschuldnerschaft entlassen. Dies gilt auch, soweit der 

Zuwendungsempfänger körperschaftsteuerpflichtig ist.  
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Das Revisionsverfahren des Finanzamtes beim BFH ist noch anhängig. Betroffene 

Unternehmen sollten bis zum Verfahrensabschluss aus Dokumentationsgründen die 

angemeldeten und die tatsächlichen Teilnehmer aufzeichnen. 

 

Somit ermittelt sich die Höhe der dem einzelnen Arbeitnehmer gewährten Zuwendungen wie 

folgt: Alle zu berücksichtigenden Aufwendungen sind zu gleichen Teilen auf alle bei der 

Betriebsveranstaltung anwesenden Teilnehmer aufzuteilen. Der auf eine Begleitperson 

entfallende Anteil der Aufwendungen ist dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. 

 

Beispiel:  

Die Aufwendungen für eine Betriebsveranstaltung betragen EUR 10.000,00. Der 

Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Arbeitnehmern zusammen, von denen 25 von je einer 

Person begleitet werden.  

 

Die Aufwendungen sind auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf jede Person ein 

geldwerter Vorteil von EUR 100,00 entfällt. Im Anschluss ist der auf die Begleitperson 

entfallende geldwerte Vorteil dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer 

haben somit einen geldwerten Vorteil von EUR 100,00, der den Freibetrag von EUR 110,00 

nicht übersteigt und daher nicht steuerpflichtig ist. Bei 25 Arbeitnehmern beträgt der 

geldwerte Vorteil EUR 200,00; nach Abzug des Freibetrags von EUR 110,00 ergibt sich für 

diese Arbeitnehmer ein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil von jeweils EUR 90,00.  

 

Die EUR-44,00-Freigrenze des § 8 Abs. 2 S. 11 EStG ist für Zuwendungen anlässlich von 

Betriebsveranstaltungen nicht anwendbar. 

 

Besonderheiten bei der Teilnahme von Firmenfremden 

Laut BMF ist die Anwendbarkeit der Regelung auf Leiharbeitnehmer und Arbeitnehmer 

anderer konzernangehöriger Unternehmen auch anwendbar. Dies setzt voraus, dass 

hinsichtlich dieser Personengruppen die weiteren Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

Versteuerung von Betriebsveranstaltungen 

Wie bisher kann der Arbeitgeber den steuerpflichtigen Lohnanteil (dies ist der Betrag, der die 

EUR-110,00-Grenze übersteigt) aus Anlass von Betriebsveranstaltungen pauschal mit 25 % 

versteuern. Hinzu kommen Solidaritätszuschlag und pauschale Kirchensteuer. Die 

Pauschalierung führt zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 SVEV). 

 



http://www.haufe.de/personal/personal-office-standard/mahlzeiten_idesk_PI78_HI630646.html




http://www.aok-business.de/fachthemen/sozialversicherungsrecht/altersvorsorge/altersgrenzen-und-uebergangsregeln-fuer-die-gesetzliche-rente/
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(Teil-)Rente und Hinzuverdienst können individueller miteinander kombiniert werden: Der 

Hinzuverdienst wird nicht mehr in festen monatlichen Grenzen angerechnet, sondern im 

Rahmen einer Jahresbetrachtung stufenlos bei der Rente berücksichtigt.  

 

Eine individuelle Hinzuverdienstgrenze ist aus dem Rentenbescheid ersichtlich.  

  

Versicherungspflicht für Bezieher von Vollrenten bis zur Regelaltersgrenze 

Bezieher von Vollrenten sind in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig, 

bis sie die Regelaltersgrenze erreichen. 

  

Verzicht auf Versicherungsfreiheit nach Erreichen der Regelaltersgrenze 

Als Anreiz für eine Beschäftigung nach Erreichen der Regelaltersgrenze wurde die 

Möglichkeit geschaffen, auf die bestehende Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung 

zu verzichten. Die Beschäftigten können dadurch weitere Entgeltpunkte in der gesetzlichen 

Rentenversicherung erwerben und ihren Rentenanspruch erhöhen. 

  

Zusätzliche Beiträge für die Rentenversicherung schon ab 50 Jahren 

Versicherte können bereits ab 50 Jahren (bisher 55 Jahre) zusätzlich Beiträge in die 

Rentenversicherung einzahlen, um Rentenabschläge auszugleichen, die mit einer geplanten 

vorzeitigen Inanspruchnahme einer Altersrente einhergehen würden. 

 
Wegfall des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung 

Der bisher anfallende gesonderte Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitslosenversicherung für 

Beschäftigte, die die Regelaltersgrenze erreicht haben und versicherungsfrei sind, entfällt bis 

31.12.2021. 

 
Rentenauskunft wird ergänzt 

Versicherte werden durch die Rentenversicherung gezielt über ihre 

Gestaltungsmöglichkeiten des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand informiert. 

Die Rentenauskunft, die Versicherte ab dem Alter von 55 Jahren erhalten, wird insbesondere 

um Informationen darüber ergänzt, wie sich das Vorziehen oder Hinausschieben des 

Rentenbeginns auf die Rente auswirkt. 

  











 69 

14.  Kurzarbeitergeld 

 
Die aktuelle schwierige wirtschaftliche Lage durch COVID-19 sowie behördlich angeordnete 

Schließungen von Betrieben führt bei einer Vielzahl von Unternehmen zu erheblichen 

Arbeitsausfällen. 

Um den entstehenden wirtschaftlichen Schaden sowie die Entgeltausfälle aufgrund von 

Kurzarbeit so gering wie möglich zu halten und Arbeitsplätze weiterhin zu sichern, bietet die 

Bundesagentur für Arbeit hierfür das Kurzarbeitergeld (KuG) als Ausgleich an. 

Zunächst ist der beantragende Betrieb verpflichtet, eine Anzeige über KuG schriftlich bei der 

Agentur für Arbeit anzumelden. Dies hat spätestens bis zum letzten Tag des Monats, in dem 

KuG erstmalig stattgefunden hat, zu erfolgen. 

Um die Genehmigung der Anzeige zu erhalten, muss ein Arbeitsausfall vorliegen. Dieser 

muss aus wirtschaftlichen Gründen, wegen eines unabwendbaren Ereignisses erfolgen, 

unvermeidbar sowie vorübergehend sein. 

Achtung: Urlaubstage aus dem Vorjahr sind vor Beginn der Kurzarbeit abzubauen. 

Geringe Arbeitsausfälle werden nicht durch KuG ausgeglichen. Daher müssen mindestens 

10 % der Beschäftigten einen Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 % des 

Bruttoarbeitsentgeltes verzeichnen. 

Mindestens eine Person muss sozialversicherungspflichtig sein, sowie die Zustimmung aller 

betroffenen Arbeitnehmer muss vorliegen. 

KuG kann auch lediglich für einzelne Abteilungen beantragt werden und es müssen nicht alle 

Mitarbeiter betroffen sein. 

Allerdings wird das KuG ausschließlich für Arbeitnehmer gezahlt, deren Arbeitsverhältnis 

nicht gekündigt oder aufgehoben ist. Dies gilt auch für Arbeitnehmerkündigungen. In der 

Regel haben Aushilfen und Auszubildende keinen Anspruch auf KuG. 

Sollte ein sich in Kurzarbeit befindender Betrieb neue Mitarbeiter einstellen wollen, ist dies in 

jedem Fall vorab durch die Agentur für Arbeit genehmigen zu lassen. 

Aktuell kommt es aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage zu Änderungen im 

Gesetzestext beziehungsweise Vereinfachungen im Zusammenhang mit der Beantragung 

von KuG. Es kann jederzeit zu weiteren Änderungen oder Ergänzungen kommen. 

Im Regelfall kann eine Bezugszeit von 12 Monaten beantragt werden. Wird das KuG für 

3 aufeinanderfolgende Monate unterbrochen, muss ein neuer Antrag gestellt werden. 

Bei außergewöhnlichen Verhältnissen auf dem gesamten Arbeitsmarkt kann das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit durch Rechtsverordnung die Bezugsdauer auf 

bis zu 21 Monate verlängern. 

 

Der Arbeitnehmer erhält folgende Nettoentgeltdifferenz: 
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14.2 Krankheit in Verbindung mit KuG 

 

Arbeitsunfähigkeit Leistungen Leistungsträger 

Zeitgleich mit oder während 

KuG-Bezug mit Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung (EFZ) 

a) EFZ für verbleibende 

     Arbeitsleistungen 

b) KuG für die Dauer des  

    Anspruchs auf EFZ 

a) Arbeitgeber 

 

b) Agentur für Arbeit 

Vor KuG Beginn mit Anspruch 

auf Entgeltfortzahlung 

(Krankheit muss einen Monat 

vor KuG beginnen) 

a) EFZ für verbleibende  

    Arbeitsleistung 

b) Krankengeld in Höhe des 

    KuG 

a) Arbeitgeber 

 

b) Krankenkasse 

Bezug im Krankengeldbezug Krankengeld (berechnet sich 

nach dem zuletzt vor Eintritt 

des Arbeitsausfalls 

abgerechneten Entgelt) 

Krankenkasse 

Vor KuG Beginn im 

Krankengeldbezug 

Normale Berechnung 

Krankengeld 

Krankenkasse 

 
14.3 Erweiterung der Hinzuverdienstmöglichkeiten während der Kurzarbeit 

 

Bisher galt: Wenn Sie nach Eintritt von Kurzarbeit eine Nebentätigkeit neu aufnehmen, wird 

das daraus erzielte Entgelt auf das KuG angerechnet.  

Vom 01.05.2020 bis zum 31.12.2021 gilt folgende Sonderregelung: Beschäftigte in 

Kurzarbeit können einen Nebenverdienst bis zur Höhe ihres ursprünglichen Einkommens 

haben, ohne dass dieser auf das KuG angerechnet wird.  

 

14.4 Ablauf Kurzarbeitergeld 

 

1. Kurzarbeit anzeigen 

2. Bewilligung der Anzeige abwarten 

3. Gehälter/Kurzarbeitergeld zahlen 

4. Erstattungsantrag stellen (bis 3 Monate nach Anspruchsmonat) 

5. Bewilligung des Erstattungsantrages 
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16.  Quarantäne 

 

Arbeitnehmer, für die Quarantäne (§ 30 IfSG) oder ein berufliches Tätigkeitsverbot (§ 31 

IfSG) angeordnet wurde, haben ggf. einen Anspruch auf Entschädigung nach § 56 IfSG. 

 

Die Entschädigung entspricht der Höhe und Dauer der Zahlung der normalen gesetzlichen 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Somit muss die Entschädigung für die ersten 6 Wochen 

der Arbeitgeber zahlen. Diese Entschädigung bekommt der Arbeitgeber auf Antrag von der 

zuständigen Behörde erstattet (§ 56 Abs. 5 IfSG). 

 

In den ersten 6 Wochen: 

Als Verdienstausfall gilt das dem Arbeitnehmer im Rahmen seiner regelmäßigen Arbeitszeit 

zustehende Netto-Arbeitsentgelt.  

 

Die Entschädigung hat der Arbeitgeber für die zuständige Behörde gem. § 3 Nr. 25 EStG an 

den Arbeitnehmer steuerfrei auszuzahlen. 

 

Dem Arbeitgeber werden die an den Arbeitnehmer ausgezahlten Entschädigungen von der 

zuständigen Behörde erstattet.  

 

Die SV-Beiträge zur gesetzlichen Versicherung für den Quarantänezeitraum zahlt zunächst 

der Arbeitgeber. Diese Beiträge bekommt der Arbeitgeber ebenso von der zuständigen 

Behörde auf Antrag erstattet. 

 

Darüber hinaus zahlt und trägt der Arbeitgeber zunächst auch die Beiträge zur freiwilligen 

Kranken- und Pflegeversicherung im Firmenzahler-Verfahren. Auch diese Beiträge lässt sich 

der Arbeitgeber von der Behörde auf Antrag erstatten. 

 

Beiträge zur freiwilligen Kranken- und Pflegeversicherung im Selbstzahler-Verfahren werden 

für einen Quarantänezeitraum dagegen zunächst vom Arbeitnehmer gezahlt und getragen. 

Der Arbeitnehmer erhält vom Arbeitgeber einen geringeren Zuschuss und muss sich den 

Beitragsanteil, der auf den Quarantänezeitraum entfällt, selbst per Antrag von der 

zuständigen Behörde erstatten lassen. 

 

Auch bei einer privaten Kranken- und Pflegeversicherung sowie bei einer Versicherung in 

einem berufsständischen Versorgungswerk oder bei einer befreienden Lebensversicherung 

erhält der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber verringerte Zuschüsse und muss sich den 
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Die SV-Beiträge trägt zunächst der Arbeitgeber. Zusätzlich zahlt er dem Arbeitnehmer die 

Entschädigung aus und bekommt diese auf Antrag zusammen mit den SV-Beiträgen von der 

zuständigen Behörde erstattet. 

 

 

18.  Betriebsschließung 

 

Wenn im Betrieb Corona-Verdacht besteht oder der Betrieb aufgrund behördlicher 

Anordnung vorübergehend geschlossen werden muss, besteht kein Anspruch auf 

Entschädigungszahlung nach § 56 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Der Arbeitgeber ist 

weiterhin verpflichtet, die Arbeitnehmer zu entlohnen. Die Betriebsschließung mit dem Ziel 

des Infektionsschutzes ist gemäß § 615 Satz 3 BGB ein Fall des Betriebsrisikos. 

Es ist zu prüfen, ob in diesen Fällen Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht. 

 

 

19.  Arbeitslohnspende 

 

Wenn Mitarbeiter zwischen dem 01.03.2020 und dem 31.12.2020 auf die Auszahlung 

von Teilen des Arbeitslohns oder auf Teile eines angesammelten Wertguthabens 

zugunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein Spendenkonto einer 

spendenempfangsberechtigten Einrichtung verzichten, bleiben diese Lohnteile bei der 

Feststellung des steuerpflichtigen Arbeitslohns außer Ansatz.  

Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber die Verwendungsauflage erfüllt und dies 

dokumentiert. Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto 

aufzuzeichnen. Auf die Aufzeichnung kann verzichtet werden, wenn stattdessen der 

Beschäftigte seinen Verzicht schriftlich erklärt und diese Erklärung zum Lohnkonto 

genommen wird. Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist nicht in der 

Lohnsteuerbescheinigung anzugeben. Die steuerfrei belassenen Lohnteile dürfen 

jedoch in der Einkommensteuererklärung nicht nochmals als Spenden berücksichtigt 

werden.  
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Auch im Bereich der Anzahlungen gilt es, Besonderheiten zu beachten: 

Wenn für eine noch zu erbringende Lieferung oder sonstige Leistung vor dem 01.07.2020 

eine Voraus- oder Abschlagsrechnung mit 19 % bzw. 7 % Umsatzsteuer erstellt, der 

Rechnungsbetrag auch gezahlt wurde und die entsprechende Leistung zwischen dem 

01.07.2020 und dem 31.12.2020 erbracht worden ist, ist die Differenz zwischen 19 % bzw. 

7 % Umsatzsteuer bei der Abschlagsrechnung und 16 % bzw. 5 % bei der 

Leistungserbringung zu korrigieren. Die Abschlagsrechnung ist grundsätzlich zu berichtigen. 

Die Berichtigung kann unterbleiben, wenn über die gesamte Leistung eine Schlussrechnung 

mit dem ab dem 01.07.2020 geltenden Steuersatz von 16 % bzw. 5 % gestellt wird.  

 

Wenn eine Leistung in wirtschaftlich abgrenzbare Teilleistungen aufgeteilt werden kann, 

gilt Folgendes: 

Die Teilleistungen, die vor dem 01.07.2020 ausgeführt wurden, werden mit 7 % bzw. 19 % 

Umsatzsteuer besteuert. Teilleistungen, die zwischen dem 01.07.2020 und vor dem 

01.01.2021 erbracht werden, unterliegen dem Steuersatz von 5 % bzw. 16 %. 

Voraussetzung ist, dass das Entgelt für die Teilleistungen gesondert vereinbart und 

gesondert abgerechnet wird.  

Beispiele für solche Teilleistungen sind: Telekommunikationsdienstleistungen, monatliche 

Miete, monatliche Leasingraten, gesondert abgenommene Gewerke im Bauhandwerk usw. 

 

Folgen des überhöhten Steuerausweises 

Wenn eine Leistung mit 7 % bzw. 19 % berechnet wurde, obwohl der verminderte Steuersatz 

von 5 % bzw. 16 % hätte angewendet werden müssen, schuldet der die Leistung 

erbringende Unternehmer die Differenz aufgrund des unrichtigen Steuerausweises (§ 13a 

Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 14c Abs. 1 UStG). Der Leistungsempfänger darf bei 

Vorsteuerabzugsberechtigung die Vorsteuer nur in Höhe der gesetzlich geschuldeten 

Umsatzsteuer (also 5 % bzw. 16 %) vornehmen. 

 

Übergangsregelung bei unrichtigen Rechnungen 

Die Finanzverwaltung wird bei im Juli zwischen Unternehmern ausgeführten Leistungen nicht 

beanstanden, wenn in der Rechnung die Umsatzsteuer mit 19 % berechnet wurde und diese 

zu hoch ausgewiesene Umsatzsteuer an das Finanzamt abgeführt wurde. Der zum 

Vorsteuerabzug berechtigte Leistungsempfänger kann aus Gründen der Praktikabilität 

ausnahmsweise den Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen. 
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26.  Kassennachschau 

 

Das Finanzamt hat seit dem 01.01.2018 die Möglichkeit, während der üblichen 

Geschäftszeiten eine sogenannte Kassennachschau durchzuführen, § 146b Abs. 1 AO. 

Diese erfolgt ohne vorherige Ankündigung, anders als bei einer Betriebsprüfung. Die 

Kassennachschau dient zur zeitnahen Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit der 

Kassenaufzeichnungen. 

 

Der Kassennachschau unterliegen insbesondere elektronische oder computergestützte 

Kassensysteme oder Registrierkassen. Es fallen aber auch App-Systeme, Waagen mit 

Registrierkassenfunktion, Taxameter, Wegstreckenzähler und Geldspielgeräte darunter. 

Auch die offene Ladenkasse wird von der Kassennachschau erfasst. 

 

Die mit der Prüfung betrauten Finanzbeamten können auch anonyme Beobachtungen der 

Kassen und ihrer Handhabung in öffentlich zugänglichen Geschäftsräumen vornehmen. 

Auch Testkäufe sind zulässig. 

 

Der Unternehmer hat besondere Auskunfts- und Vorlagepflichten bei der Kassennachschau 

zu erfüllen, § 146a Abs. 2 AO. Dem Prüfer ist Einsicht in die Kassenaufzeichnungen und 

Bücher sowie in die für die Kassenführung notwendigen Organisationsunterlagen (u. a. 

Bedienungs- und Programmieranleitung der Kasse, Protokolle über Einsatzzeitraum und -ort 

der Kasse) zu gewähren. 

 

Wenn das Finanzamt bei der Kassennachschau Unregelmäßigkeiten feststellt, kann ohne 

vorherige Prüfungsanordnung eine Betriebsprüfung erfolgen, § 146a Abs. 3 AO. 
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29.  Keine Erbschaftsteuerbefreiung für ein Familienheim bei 

unangemessener langer Renovierungsphase  

 

Nach einem Urteil des Finanzgerichts Münster vom 24.10.2019 (3 K 3184/17) müssen sich 

Erben einer renovierungsbedürftigen Immobilie mit den erforderlichen Maßnahmen beeilen, 

sofern sie von der Erbschaftsteuerbefreiung für Familienheime Gebrauch machen möchten. 

Denn hierzu sei die bloße Absichtsbekundung, das Haus zu eigenen Wohnzwecken zu 

nutzen, nicht ausreichend. Es käme auf die tatsächliche Umsetzung, also den Einzug an. 

Renovierungsarbeiten seien lediglich Vorbereitungshandlungen, die nicht länger als sechs 

Monate dauern sollten. Eine Überschreitung dieses Zeitraums sei nur dann zulässig, wenn 

der Erbe nicht für die Verzögerung verantwortlich gemacht werden kann.  

 

Im geurteilten Fall musste das Haus erst trockengelegt werden, bevor mit den 

Renovierungsarbeiten begonnen werden konnte. Dem Erben wurde zur Last gelegt, keine 

schnellere Möglichkeit gefunden zu haben, dies zu erledigen. Außerdem hat er in Kenntnis 

der angespannten Auftragslage der bestellten Unternehmer sich nicht um Alternativen 

bemüht. Sinngemäß hat der Erbe alle ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zu 

nutzen, eine Verzögerung zu vermeiden.  

Das Verfahren ist zurzeit in Revision beim BFH (II R 46/19).  

 

In einem anderen Verfahren (II R 37/16 vom 28.05.2019) hatte der BFH bereits darauf 

hingewiesen, dass die Verzögerung einer notwendigen Renovierung über die sechs Monate 

hinaus zwar nicht zwingend der Steuerfreiheit entgegenstehen muss. Doch je länger der 

zeitliche Abstand bis zum tatsächlichen Einzug wird, desto höher sind die Anforderungen an 

die Gründe der Verzögerung.  

Abgesehen davon soll es in der Revision aber auch um die Frage gehen, wie die 

Voraussetzung der Selbstnutzung auszulegen ist, wenn eine Verbindung zweier 

Doppelhaushälften zu einer Einheit erfolgt und der Erbe bereits vorher in einer Hälfte 

gewohnt hat. 

  



http://www.lfst-rlp.de/
https://gutachterausschuesse.rlp.de/de/marktdaten/oertliche-grundstuecksmarktberichte/
http://www.vermkv.service24.rlp.de/shop/index_gmb.html
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2.  Offenlegung des Jahresabschlusses 

 

Durch die Einordnung in eine kleinere Kapitalgesellschaftsgröße können sich 

Erleichterungen bei der Offenlegung des Jahresabschlusses im elektronischen 

Bundesanzeiger ergeben (siehe unter 1.). Eine Neuregelung gibt es nach dem MicroBilG für 

Kleinstunternehmen (siehe nachfolgend unter 3.). Die Jahresabschlüsse zum 31.12.2019 

sind bis zum 31.12.2020 im elektronischen Bundesanzeiger offenzulegen. Offen ist, ob es im 

Zusammenhang mit der Corona-Krise zu einer Fristverlängerung kommt. 

 

Jahresabschluss, Lagebericht und Bestätigungsvermerk sind nach § 325 HGB gemeinsam 

innerhalb der entsprechenden Fristen offenzulegen. Es ist nicht mehr zulässig, zunächst 

einen ungeprüften Jahresabschluss einzureichen, um Offenlegungsfristen einzuhalten. 

Zudem sind die festgestellten Abschlüsse offenzulegen. Falls der Jahresabschluss oder der 

Lagebericht geändert wird, ist die Änderung gesondert offenzulegen. Der Jahresabschluss 

ist zwingend beim elektronischen Bundesanzeiger im Internet zu veröffentlichen oder bei 

Kleinstkapitalgesellschaften zu hinterlegen. Bei Verstößen gegen diese Verpflichtung wird 

das Bundesministerium der Justiz automatisch tätig. Abschlüsse für 2019 sind also 

spätestens bis zum 31.12.2020 einzureichen, wenn das Wirtschaftsjahr gleich dem 

Kalenderjahr ist.   

 

Zu beachten ist, dass bei den Jahresabschlüssen auch das Feststellungsdatum mit zu 

veröffentlichen ist. Das Feststellungsdatum ist das Datum, an dem die Gesellschafter-

versammlung den Jahresabschluss genehmigt, dem Geschäftsführer Entlastung erteilt und 

den Beschluss über die Gewinn-/Verlustverwendung trifft (Protokoll der Gesellschafter-

versammlung). 

 

Nach den §§ 331 ff. HGB sind Verstöße gegen Vorschriften zur Rechnungslegung, Prüfung 

und Offenlegung von Jahresabschlüssen sanktionsbewehrt. Das Bundesamt für Justiz kann 

Ordnungsgelder festsetzen, um die Offenlegungspflichten der §§ 325, 325a HGB zu 

erzwingen. Die Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH prüft die fristgerechte und 

vollständige Einreichung der Unterlagen und unterrichtet bei fehlerhafter Offenlegung von 

Amts wegen das Bundesamt für Justiz. 

 

Eine falsche Offenlegung, z. B. der Jahresabschluss wird vollständig formal eingereicht, ist 

materiell aber lückenhaft (z. B. Anhang ohne Angaben zu Restlaufzeiten), stellt eine 

Ordnungswidrigkeit dar und führt bei vorsätzlichem Verhalten zu einer Geldbuße bis zu 

EUR 50.000,00. Werden die Verhältnisse der Kapitalgesellschaft im Jahresabschluss oder 
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Durch das Jahressteuergesetz 2019 wurde § 17 EStG erstmals um eine gesetzliche 

Definition der Anschaffungskosten der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft ergänzt. Der 

neu eingefügte § 17 Abs. 2a EStG regelt die nachträglichen Anschaffungskosten wie folgt: 

 

Zu den nachträglichen Anschaffungskosten gehören danach insbesondere: 

 

1. offene oder verdeckte Einlagen 

2. Darlehensverluste, soweit die Gewährung des Darlehens oder das Stehenlassen des 

Darlehens in der Krise der Gesellschaft gesellschaftsrechtlich veranlasst war 

3. Ausfälle von Bürgschaftsregressforderungen und vergleichbaren Forderungen, soweit 

die Hingabe oder das Stehenlassen der betreffenden Sicherheit gesellschaftsrechtlich 

veranlasst war 

 

Eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung liegt regelmäßig vor, wenn ein fremder Dritter das 

Darlehen oder Sicherungsmittel bei sonst gleichen Umständen zurückgefordert oder nicht 

gewährt hätte.  

Eine Berücksichtigung von nachträglichen Anschaffungskosten im Sinne von § 17 Abs. 2a 

S. 3 EStG ist unabhängig von der Beteiligungshöhe des Gesellschafters. Die Neuregelung 

gilt für Veräußerungen nach dem 31.07.2019 und auf Antrag auch rückwirkend. 
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Anmerkung: Bis Sommer 2021 ist die europäische Restrukturierungsrichtlinie in deutsches 

Recht umzusetzen, die unter bestimmten Bedingungen die Restrukturierung eines 

Unternehmens mit seinen Gläubigern gerichtsnah, aber ohne Insolvenzverfahren ermöglicht. 
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9.  Aufweichung der 75 %-Grenze bei Pensionszusagen? 

 

Nach bisheriger Rechtsprechung und Auffassung der Finanzverwaltung liegt eine 

Überversorgung des bezugsberechtigten Gesellschafter-Geschäftsführers vor, wenn der 

Pensionsanspruch dieser Person zusammen mit einer eventuellen Anwartschaft auf 

gesetzliche Rente mehr als 75 % der letzten Gehaltsbezüge für die aktive Tätigkeit beträgt. 

In diesem Fall erfolgt nur eine anteilige steuerliche Akzeptanz der Zusage. 

 

Das FG Berlin-Brandenburg hat mit Urteil vom 02.12.2014 allerdings anderslautend 

entschieden und für die volle Anerkennung alleine auf das Merkmal der Fremdüblichkeit und 

Angemessenheit abgestellt.  

 

Die Revision beim BFH (Aktenzeichen I R 4/15) hob das oben genannte Urteil am 

20.12.2016 auf mit der Begründung, dass das FG Berlin-Brandenburg fehlerhaft von einer 

einkommens- und gewerbeertragswirksamen Kürzung der Rückstellung für die 

Pensionsverpflichtung sowie von einem Ansatz von anteiligen Pensionsleistungen schon 

dem Grunde nach abgesehen hat. 

 

Da diese Angelegenheit für den BFH nicht abschließend geklärt ist, wurde der Fall 

zurückverwiesen an das FG, wo die erforderlichen Feststellungen der zur Berechnung der 

Überversorgung heranzuziehenden Aktivbezüge des Begünstigten nachgeholt werden 

sollen, weshalb man diesen Fall weiterhin beobachten sollte. Auch bis Redaktionsschluss 

zum 31.10.2020 ist der Fall nicht abschließend geklärt.  
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10.  Abzug der Beiträge an einen Pensionsfonds als Betriebsausgaben 

 

Aufgrund der anhaltenden, nicht enden wollenden Niedrigzinsphase sowie der allgemein 

steigenden Lebenserwartung sind Altersvorsorgen mit Direktzusagen für Arbeitgeber ein 

finanzielles Risiko geworden. Es könnte sich daher lohnen, die Auslagerung von 

Pensionsverpflichtungen auf einen Pensionsfonds in Betracht zu ziehen. 

Allerdings herrscht Uneinigkeit darüber, wie mit den Konsequenzen der Auslagerung 

bilanziell und steuerlich umgegangen werden soll. Speziell geht es um die Unterscheidung 

von sogenanntem Past Service und Future Service und deren Behandlung in Bezug auf die 

ggf. notwendige Auflösung der Pensionsrückstellung. 

 

Der BMF vertritt in seinem Schreiben vom 10.07.2015 die Ansicht, dass eine 

Lohnsteuerfreiheit für den Arbeitnehmer nach § 3 Nr. 66 EStG nur für diejenigen Zahlungen 

an den Pensionsfonds in Betracht kommt, die für bis zum Zeitpunkt der Übertragung bereits 

erdienten Versorgungsanwartschaften geleistet werden (Past Service). Der bereits erdiente 

Teil zum Übertragungszeitpunkt soll nach den Regelungen in § 2 BetrAVG ermittelt werden. 

Durch einen Barwertvergleich auf Basis von § 6a EStG kann nachgewiesen werden, dass 

ein anderer Pensionsfondstarif dem rechnerisch übertragungsfähigen Past Service 

gleichwertig ist. Nach § 4e Abs. 3 EStG können die auf unwiderruflichen Antrag insgesamt 

erforderlichen Leistungen an einen Pensionsfond zur teilweisen oder vollständigen 

Übernahme einer Pensionsverpflichtung auf die auf die Übertragung folgenden zehn 

Wirtschaftsjahre gleichmäßig als Betriebsausgabe verteilt werden.  

Kommt es bei gleichzeitiger Auslagerung des Future Service (zukünftig noch zu erdienende 

Versorgungsansprüche) zu einer gewinnerhöhenden Auflösung der Pensionsrückstellung, 

schreibt § 4e Abs. 3 S. 3 EStG vor, dass die Leistungen an den Pensionsfonds in Höhe der 

aufgelösten Rückstellung im Wirtschaftsjahr der Übertragung als Betriebsausgabe 

abgezogen werden dürfen; der Rest muss gleichmäßig auf die folgenden zehn Jahre verteilt 

werden. 

So weit, so klar. 

 

Strittig ist jedoch die aufzulösende Höhe der Pensionsrückstellung und die damit 

einhergehende Höhe des sofortigen Betriebsausgabenabzugs. Gemäß BMF ist dieser 

nämlich nur auf den Teil der Auflösung der Rückstellung möglich, der sich auf den erdienten 

Teil bezieht. Das Finanzgericht München (6 K 3285/14 vom 04.10.2017) bemerkt jedoch, 

dass dies nicht dem Förderzweck des § 4e EStG entspräche. Stattdessen erkennt es einen 

vollen Abzug der aufgelösten Rückstellung an. Außerdem berücksichtigt bereits der 

bilanzielle Teilwert nach § 6a EStG den Abzug der noch nicht erdienten Ansprüche. Eine 
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nochmalige Minderung der Bemessungsgrundlage für den sofortigen Betriebsausgaben-

abzug ist somit nicht richtig. Das Finanzgericht Hessen kam in einem ähnlich gelagerten Fall 

zu demselben Ergebnis. 

 

Deutlich wird die Tragweite in der Praxis an einem vorgebrachten Beispiel: 

Im Jahr 2002 wird eine Pensionsverpflichtung nach § 6a EStG auf einen Pensionsfonds 

übertragen, der bereits erdiente Teil beträgt 40 % der Versorgungsleistungen. Zum 

31.12.2001 beträgt die Pensionsrückstellung insgesamt EUR 100.000,00. Bei einer 

Einmalbelastung an den Pensionsfonds von EUR 200.000,00 wäre nach dem Modell des 

BMF ein sofortiger Betriebsausgabenabzug trotzdem nur in Höhe von EUR 40.000,00 

möglich. Nach der Lösung der beiden Finanzgerichte wären es dagegen volle EUR 

100.000,00. Es ist doch ein entscheidender Unterschied, ob die finanzielle Last im Jahr der 

Übertragung durch die Auslegung von § 4e Abs. 3 EStG abgefedert wird oder im Gegenteil 

noch eine zusätzliche steuerliche Belastung durch den auf EUR 60.000,00 erhöhten Gewinn 

entsteht.  

 

Inzwischen befasst sich der BFH mit dem Vorgehen (XI R 52/17).  
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allein für die Erstellung einer aktuellen Gesellschafterliste und deren Einreichung zum 

Handelsregister zuständig. Für die Geschäftsführung verbleibt dann nur noch die 

Prüfungspflicht. 

 

 

16.  Jahressteuergesetz 2020: Änderungen bei der Körperschaftsteuer 

  

Mit der geplanten Änderung von § 5 KStG soll ab dem Veranlagungszeitraum 2020 ein 

Erlass aus dem BMF-Schreiben vom 20.11.2014 gesetzlich verankert werden.  

 

Es handelt sich um die bisher im Billigkeitswege gewährte Steuerbefreiung für die 

vorübergehende Unterbringung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern. Dies wird 

zudem auf alle Wohnungslosen ausgeweitet. Für die Gewerbesteuer gilt diese 

Steuerbefreiung entsprechend. 


